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 Ordoliberalismus 

Uwe Dathe 

Der Ordoliberalismus – ein liberaler 

Neuansatz während der „Krise des Ka-
pitalismus“1 

 

Dass sich sowohl die politischen Ordnungen 
als auch die Wirtschaftsordnungen in Deutsch-
land und anderen europäischen Staaten Ende 
der 1920er / Anfang der 1930er Jahre in einer 
Krise befanden, stand für die Ökonomen und 
Juristen, die wir heute als frühe Ordoliberale 
bezeichnen, außer Zweifel. Das deutet eines 
der ordoliberalen Gründungsdokumente, Wal-
ter Euckens Aufsatz „Staatliche Strukturwand-
lungen und die Krisis des Kapitalismus“ von 
1932, bereits im Titel deutlich an.2 Die Be-
gründer des Ordoliberalismus – Alexander 
Rüstow (1885-1963), Walter Eucken (1891-
1950), Franz Böhm (1895-1977) und Wilhelm 
Röpke (1899-1966) – reagierten auf die Krisen 
in Politik und Wirtschaft mit einem liberalen 
Programm, das politische und wirtschaftliche 
Lösungsansätze vorschlug. In der Forschungs-
literatur wird aber gerade die umfassende Aus-
richtung dieses Programms bis heute verkannt. 
Man attestiert den frühen Ordoliberalen zwar 
ein liberales Wirtschaftsprogramm, ordnet ihre 
politischen Vorstellungen aber dem autoritären 
Lager zu. Viele Kritiker des Ordoliberalismus 
schließen dann sofort von dem eigentümlichen 
Konzept des starken Staates, das die Ordolibe-
ralen vertraten, auf eine große Nähe zum Nati-
onalsozialismus. Dieter Haselbachs ohne grö-
ßere Kenntnis der Quellen, der veröffentlich-
ten und der archivarischen, geschriebene Stu-

 
1 Der vorliegende Text entspricht der Vortragsfas-
sung. 
2 Walter Eucken: Staatliche Strukturwandlungen 
und die Krisis des Kapitalismus, in: Weltwirtschaftli-
ches Archiv 36 (1932), S. 297-321. 

die von 1991 „Autoritärer Liberalismus und 
soziale Marktwirtschaft“3 wird in der Ge-
schichtswissenschaft weiterhin als das Refe-
renzwerk zur Beurteilung des frühen Ordolibe-
ralismus gelesen. 

Viele der Kritiker gehen völlig ahistorisch vor 
– sie formulieren allgemeine (überzeitliche) 
Wesenszüge des Liberalismus und messen 
dann die Ordoliberalen daran. Repräsentativ 
dafür sind die Arbeiten von Philip Manow.4 

Eine zweite Strategie der Kritiker besteht da-
rin, bestimmt Begriffe aus ihren Kontexten 
herauszureißen und sie dann mit terminolo-
gisch gleich gefassten Begriffen aus anderen 
Kontexten zu vermischen. Das führt dann zur 
Vermengung der hinter diesen Begriffen lie-
genden politischen oder wirtschaftlichen Kon-
zeptionen. Das Paradebeispiel dafür ist in mei-
nem Fall der „starke Staat“. Diese Strategie 
geht auf Haselbach zurück und findet sich z.B. 
jetzt in den Studien von Daniela Rüther5 und 
Roman Köster.6 

Die dritte, besonders beliebte, Strategie ist es, 
Wissenschaftler und Politiker, die zu bestimm-

 
3 Dieter Haselbach: Autoritärer Liberalismus und 
soziale Marktwirtschaft. Gesellschaft und Politik im 
Ordoliberalismus, Baden-Baden 1991. 
4 Philip Manow: Ordoliberalismus als ökonomische 
Ordnungstheologie, in: Leviathan 29 (2001), H. 2,  
S. 179-198; Ders.: Deutschland: Die Soziale Markt-
wirtschaft als interkonfessioneller Kompromiss, in: 
Ders.: Religion und Sozialstaat. Die konfessionellen 
Grundlagen europäischer Wohlfahrtsstaatsregime, 
Frankfurt a. M./New York 2008, S. 109-134. 
5 Daniela Rüther: Der Widerstand des 20. Juli auf 
dem Weg in die Soziale Marktwirtschaft. Die wirt-
schaftspolitischen Vorstellungen der bürgerlichen 
Opposition gegen Hitler, Paderborn 2002. Rüther 
hat ihre Position in verschiedenen Aufsätzen inzwi-
schen abgeschwächt. Da aber vor allem ihr Buch, 
dessen Bedeutung ich an dieser Stelle nicht würdi-
gen kann, zitiert wird, führe ich es als Beispiel an. 
6 Roman Köster: Die Wissenschaft der Außenseiter. 
Die Krise der Nationalökonomie in der Weimarer 
Republik, Göttingen 2011. 
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ten Zeitpunkten mit Ordoliberalen in den wis-
senschaftlich-wirtschaftspolitischen Gedan-
kenaustausch kamen, woraus sich dann auch 
Teilüberschneidungen in ihren Auffassungen 
und bei einigen von ihnen auch die Übernah-
me ordoliberaler Positionen ergaben, die aber 
in den späten 1920er, den 1930er und frühen 
1940er Jahren keine liberalen Positionen ver-
traten, dem Ordoliberalismus insgesamt zuzu-
ordnen und dann vom „Nicht-Liberalismus“, 
in manchen Fälle gar vom Anti-Liberalismus 
dieser Männer auf den Ordoliberalismus zu 
schließen – ich denke hier an Heinrich von 
Stackelberg, Erwin von Beckerath, Erich Prei-
ser, Alfred Müller-Armack, Ludwig Erhard, 
Erich Welter (dieser war um 1930 ein Libera-
ler, der eher der österreichischen Schule nahe-
stand, vertrat dann in den Jahren 1938-1945 
vehement antiliberale Positionen), Günter 
Schmölders, Adolf Lampe, Constantin von 
Dietze. Kompliziert wird die Sache auch noch 
dadurch, dass Eucken und Böhm in den 1930er 
und 1940er Jahren zu einigen der Genannten 
freundschaftliche Beziehungen unterhielten, 
die Freundschaften aber nur in Teilmengen zur 
Übernahme ordoliberaler Auffassungen führ-
ten.  

Strategie Nummer vier ist die, die Idee des 
Wettbewerbs und der vollständigen Konkur-
renz mit der Idee des biologischen Auslese-
prozesses zu verbinden – Beispiele sind Danie-
la Rüther7 und im Anschluss an sie Volker 
Weiß.8 Sie verkennen, dass der Konkurrenz-
begriff nichts über den Untergang des Unterle-
genen aussagt, sondern allein Probleme der 
Preisbildung betrifft – bei beiderseitiger voll-
ständiger Konkurrenz kann kein Anbieter oder 
Nachfrager Preise diktieren, diese bilden sich 
auf einem anonymen Markt. Ein Blick in Eu-

 
7 D. Rüther, Widerstand. 
8 Volker Weiß: Moderne Antimoderne. Arthur 
Moeller van den Bruck und der Wandel des Kon-
servatismus, Paderborn 2012, S. 441. 

ckens „Grundlagen der Nationalökonomie“9 
zeigt, wie Eucken Konkurrenz fasst und wie er 
seinen Konkurrenzbegriff vom Alltagsver-
ständnis abhebt! Auch im Wettbewerb geht es 
nicht darum, die „Verlierer“ auszumerzen, 
sondern, die Unternehmen vom Markt zu 
nehmen, die nur mit Verlusten produzieren 
oder auf Staatshilfen angewiesen sind. Die 
„Verlierer“ können sich jederzeit um neue 
Marktchancen bemühen und somit wieder am 
Wettbewerb teilnehmen.  

Die fünfte Strategie ist es, die konkrete Kritik 
von Eucken, Rüstow und Böhm an der tatsäch-
lichen Politik von Politikern und Parteien in 
der Weimarer Republik als eine prinzipielle 
Kritik an jeder politischen Form aufzufassen, 
die nicht obrigkeitsstaatlichen oder gar autori-
tären Formen folgt. 

In einem ersten Abschnitt werde ich die Wege 
der ordoliberalen Gründungsväter zum Libera-
lismus skizzieren und dabei besonders auf ihr 
Staatsverständnis Ende der 1920er / Anfang 
der 1930er Jahre eingehen. Dabei berücksich-
tige ich Wilhelm Röpke weniger, in seinem 
Fall ist es in der Forschung unstrittig, dass er 
in der Zwischenkriegszeit ein Liberaler war 
(DDP-Mitglied, Freihändler, außenpolitisch 
Stresemann-Anhänger).10 – vgl. dazu vor al-
lem die Biographie „Wilhelm Röpke. Ein Le-
ben in der Brandung“ (Stuttgart 2005) von 
Hans Jörg Hennecke sowie Alfred Schüller: 
Wilhelm Röpke – Werk und Wirken in Mar-
burg, in: ORDO 54 (2003), S. 21-49. 

 
9 Walter Eucken: Die Grundlagen der Nationalöko-
nomie, Jena 1940. 
10 Vgl. vor allem Hans Jörg Hennecke: Wilhelm 
Röpke. Ein Leben in der Brandung, Stuttgart 2005; 
Alfred Schüller: Wilhelm Röpke – Werk und Wirken 
in Marburg. Lehren für Gegenwart und Zukunft, in: 
Ordo 54 (2003), S. 21-49. 
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In einem zweiten Abschnitt frage ich danach, 
wie die Ordoliberalen auf die Machtergreifung 
des Nationalsozialismus reagiert haben. 

Ein dritter Abschnitt ist dem Weg des Ordoli-
beralismus von 1933 bis 1937 gewidmet. 

Zum Schluss gehe ich in einem Ausklang auf 
das Jahr 1938 und Entwicklungen im Ordoli-
beralismus ein, die durch Ereignisse des Jahres 
1938 mit hervorgerufen wurden. 

 

Erster Abschnitt 

Mitte der 1920er Jahre bildeten sich in 
Deutschland und Österreich mehrere Kreise 
von Ökonomen, die gegen die Dominanz der 
jüngeren Historischen Schule an Universitäten, 
in Fachgesellschaften und der Öffentlichkeit 
auftraten. Die Vertreter dieser Schule trugen 
nach Ansicht der liberalen Österreichischen 
Schule um Ludwig von Mises, einiger marxis-
tischer Theoretiker sowie einer sehr heteroge-
nen Gruppe nicht-marxistischer Nationalöko-
nomen wenig zum theoretischen Verständnis 
der ökonomischen Gegenwartsprobleme bei 
und verloren sich oftmals in wirtschaftspoliti-
scher Prinzipienlosigkeit. Die Vertreter der 
dritten Gruppe sammelten sich um Alexander 
Rüstow, der 1924 aus dem Reichswirtschafts-
ministerium ausgeschieden war und von 1924 
bis 1933 als wissenschaftlicher Berater im 
Verein Deutscher Maschinenbau-Anstalten 
wirkte. Etwas vereinfacht gesagt gehörten die 
Freunde Rüstows zwei wirtschaftspolitischen 
Richtungen an: dem nicht-marxistischen Sozi-
alismus (Adolf Löwe, Eduard Heimann, 
Gerhard Colm, Hans Neisser) und dem Libera-
lismus (Eucken und Hans Gestrich). Diese 
Konstellation ist nicht ganz zufällig entstan-
den. Sie hängt mit Rüstows eigenem Weg vom 
Sozialismus zum Liberalismus zusammen. 
Eucken wiederum kam von extrem konserva-
tiv-nationalen Positionen aus zum Liberalis-
mus. Einen ähnlichen Weg wie Eucken legte 

auch Hans Gestrich (1895-1943) zurück. Diese 
drei kamen bis Mitte der 1920er Jahre sehr oft 
zusammen (Rüstow und Gestrich wirkten von 
1918 bis 1933 in Berlin, Eucken von 1918 bis 
1925.) Sie kannten sich aus der gemeinsamen 
Kriegszeit (Rüstow und Eucken) bzw. aus dem 
Berliner Seminar von Hermann Schumacher 
(Eucken und Gestrich). Zum Wirtschafslibera-
lismus kamen sie, weil sie sahen, dass weder 
sozialistische noch konservative wirtschaftspo-
litische Ideen und Programme die wirtschaftli-
chen Fragen der Gegenwart (Inflation, innere 
Not, Außenwirtschaftsbeziehungen, Reparati-
onen) lösen konnten. Ihre Kritik gegen linke 
und rechte Wirtschaftsvorstellungen entzünde-
te sich vor allem an der Macht von Kartellen, 
Monopolen, großen Interessentenverbänden, 
aber nicht nur an deren wettbewerbsfeindlicher 
Marktdominanz, sondern auch an dem politi-
schen (parlamentarischen) Einfluss dieser Ge-
bilde, ihrem Einfluss auf die Presse (so verlor 
z.B. auf Druck der Schwerindustrie Hans Ge-
strich seinen Redakteursposten bei der „Deut-
schen Allgemeinen Zeitung“) und auf die Be-
setzung von Lehrstühlen – nachzulesen ist die 
Kritik von Eucken, Rüstow und Gestrich in 
ihren Zeitungs- und Magazinbeiträgen und im 
Briefwechsel.11 Außenpolitisch unterstützten 
alle drei die Politik Gustav Stresemanns, und 
verbunden mit der scharfen Kritik der 
deutschnationalen Wirtschaftspolitik führte ihr 
Stresemann-Kurs zu einem parteipolitischem 
Präferenzwechsel – sie fühlten sich ab 1925/26 
der DVP nahe. In den großen Debatten der 
späten 1920er Jahre über Freihandel und Zoll-
politik, Kartelle und Wettbewerb sowie eine 
von nationalen Interessen geleitete und den-
noch rationale Außen- und Außenwirtschafts-
politik kamen Rüstow und Eucken dem Mar-

 
11 Überliefert in den Nachlässen Rüstow (Bundesar-
chiv Koblenz) – sehr umfangreich – und Eucken 
(Thüringer Universitäts- und Landesbibliothek Je-
na). 
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burger Professor Wilhelm Röpke nahe, und als 
1928 ein nicht mehr ganz junger Mann mit 33 
Jahren sein schriftstellerisches Debut gab, er-
kannte Rüstow, dem in diesen Jahren keine 
halbwegs relevante Arbeit zu Fragen der Wirt-
schaftsordnung verborgen blieb, sofort, dass 
der in der Kartellabteilung des Reichswirt-
schaftsministeriums tätige Jurist Franz Böhm 
zu seinem Kreise passen würde. Er nahm den 
Kontakt zu Böhm auf und regte ihn an, die im 
Aufsatz „Das Problem der privaten Macht. Ein 
Beitrag zur Monopolfrage“12 entwickelten 
Gedanken weiter auszuarbeiten. Böhms 
Hauptgedanke war, dass mit der im 19. Jahr-
hundert durchgesetzten Entscheidung für eine 
marktwirtschaftliche Ordnung eine Wirt-
schaftsverfassung in Kraft gesetzt worden ist, 
deren zentrales Ordnungsprinzip, die Wettbe-
werbsfreiheit, nicht zur Disposition privat-
rechtlicher Vereinbarungen steht. Böhm, der in 
dem Aufsatz auch das Verhältnis von politi-
scher Ordnung und Wirtschaftsordnung be-
rührt, kommt auf die Grundrechte zu sprechen. 
In ihnen sieht er eine notwendige Bedingung 
für eine funktionierende Staatsordnung. Publi-
ziert wurde dieser Aufsatz 1928 in der „Jus-
tiz“, der Zeitschrift des Republikanischen 
Richterbundes!13 Böhms politische Haltung 
Ende der 20er / Anfang der 30er Jahre lässt 
sich auch aus diesem Publikationsort ablesen, 
sie lässt sich aber auch Äußerungen seiner 
Schwiegermutter Ricarda Huch entnehmen. 
Wie Eucken, Rüstow und Gestrich zur politi-
schen Grundordnung der Weimarer Republik 
standen lässt sich zum einen ihrer Korrespon-
denz entnehmen; zum anderen haben wir für 
Rüstow Denkschriften im Nachlass und die 

 
12 Abgedruckt in: Franz Böhm: Reden und Schriften. 
Über die Ordnung einer freien Gesellschaft, einer 
freien Wirtschaft und über die Wiedergutmachung, 
hg. von Ernst-Joachim Mestmäcker, Karlsruhe 1960, 
S. 25-45. 
13 Justiz 1928, H. 3, S. 324-345. 

Publikation eines 1929 gehaltenen Vortrages 
„Diktatur innerhalb der Grenzen der Demokra-
tie“ und schließlich für Gestrich die Broschüre 
„Liberalismus als Wirtschaftsmethode“.14 Was 
können wir diesen Quellen entnehmen? Sie 
interpretierten die politische Krise der Repub-
lik als Krise der Verhältnisdemokratie. Die 
Ordoliberalen waren der Auffassung, dass in 
einer Verhältnisdemokratie jede konsequente 
Wirtschaftspolitik unmöglich werde, da die 
Parteien bei ihrer Suche nach Kompromissen 
einander widersprechende soziale und wirt-
schaftliche Interessen zu befriedigen suchten. 
Das Weimarer System ermögliche es so, dass 
die einzelnen Gruppen auf diese Weise den 
Staat für ihre jeweiligen Zwecke ausnutzten 
und eine klare, auf Mehrheitsentscheidungen 
basierende Politik verhinderten. Sie hofften 
auf eine Reform der Republik hin zu einem auf 
dem Mehrheitswahlrecht fußendem Parlament 
und einer starken Regierung. 

Dass die frühen Ordoliberalen auf die drän-
genden wirtschaftspolitischen Probleme der 
Zeit nicht dogmatisch, d.h. im Sinne der reinen 
liberalen Lehre, reagiert haben, zeigt ihre Rol-
le bei zwei Initiativen für eine aktive Konjunk-
turpolitik des Staates. Röpke war Mitglied der 
Brauns-Kommission, Röpke und Eucken nah-
men an der Geheim-Konferenz der Friedrich-
List-Gesellschaft im September 1931 über 
Möglichkeiten und Folgen einer Kreditauswei-
tung teil und unterstützten hier den ordnungs-
politisch korrigierten Plan Wilhelm Lauten-
bachs. Dieser Plan sah vor, mit Reichsbank-

 
14 Nachlass Rüstow N 1169/2-4, 6, 16, 17, 18, 18a, 
20, 23, 25-27, 241, 260, 262, Bundesarchiv Koblenz; 
Alexander Rüstow: Diktatur innerhalb der Grenzen 
der Demokratie, in: Vierteljahrshefte für Zeitge-
schichte 7 (1959), S. 87-111; Nachlass Walter Eu-
cken, Korrespondenzen, Thüringer Universitäts- 
und Landesbibliothek Jena; Nachlass Rudolf Eu-
cken, Material zum Euckenbund, Thüringer Univer-
sitäts- und Landebibliothek Jena; Hans Gestrich: 
Liberalismus als Wirtschaftsmethode, Berlin 1930. 
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krediten öffentliche Arbeiten zu finanzieren 
und auf diese Weise eine Initialzündung für 
die Konjunktur zu geben. Die „liberalen Kor-
rekturen“ des ursprünglichen Lautenbach-
Plans wurden auch von sozialistischen Theore-
tikern wie Gerhard Colm und Hans Neisser 
mitgetragen. Dass ordoliberale Ökonomen hier 
so flexibel reagierten, hängt wohl auch mit 
ihren exzellenten Beziehungen zu den frühen 
deutschen Keynesianern (Hansjörg Klausinger 
spricht von einer keynesianischen Krisenpoli-
tik avant la lettre)15 Wilhelm Lautenbach und 
Hans Gestrich ab. Interessant ist, wer anders 
als Eucken und Röpke in diesen beiden Fällen 
eine aktive staatliche Konjunkturpolitik ab-
lehnte – das waren zum einen die Österreicher 
mit Mises und Hayek, das waren aber auch 
deutsche Liberale wie Moritz Julius Bonn, 
Erich Welter, Alfred Lansburgh, und es waren 
Männer wie Karl Diehl und Rudolf Hilferding, 
die ansonsten nicht als Vertreter klassisch-
liberaler Auffassungen hervorgetreten sind. 

Eucken, der 1931 in einem Vortrag vor dem 
Euckenbund festgestellt hatte, dass die leiden-
schaftliche Ablehnung des Liberalismus ein 
Hauptstück im Aufbau der Lebensanschauung 
vieler Menschen geworden sei, verteidigte 
1932/33 zusammen mit Rüstow, Röpke, Ge-
strich und Böhm den von links wie rechts an-
gegriffenen Liberalismus vehement. Eucken, 
Rüstow und Röpke schlossen sich dem Bund 

für freie Wirtschaftspolitik an und traten gegen 
die in rechten Kreisen zirkulierenden Autar-
kiepläne auf. Der Verteidigung liberalen Den-
kens dienen auch die beiden Texte von 1932, 
die als Gründungsdokumente des Ordolibera-
lismus gelten – Euckens Aufsatz „Staatliche 
Strukturwandlungen und die Krisis des Kapita-

 
15 Hansjörg Klausinger: Die größten Ökonomen. 
Friedrich A. von Hayek, Konstanz/München 2013,  
S. 72. 

lismus“16 und Rüstows Rede „Freie Wirtschaft 
– starker Staat“17. Der umfassende Ansatz des 
„neuen Liberalismus“ (Rüstow) tritt noch 
deutlicher zutage, wenn man die beiden für ein 
Fachpublikum verfassten Beiträge zusammen 
mit dem zeitgleich an ein breites bildungsbür-
gerliches Publikum adressierten Aufsatz Eu-
ckens „Religion – Wirtschaft – Staat“18 liest. 

Eucken und Rüstow zeigen, dass in Deutsch-
land wirtschaftliche Machtgruppen immer 
stärker die Politik bestimmten, dass die alten 
Verhältnisse, in denen der Staat als Organ des 
Gemeinwillens die Politik beeinflusste, Ver-
hältnissen gewichen seien, in denen die stark 
monopolistische und wettbewerbsfeindliche 
Großindustrie und Großlandwirtschaft die 
Führung in dem Verflechtungsprozess von 
beiden zu übernehmen begannen. Die nicht 
vermachteten Industrien, in denen der Wett-
bewerbsgeist herrsche, seien zwar wirtschaft-
lich, nicht aber politisch bedeutsam. Der von 
wirtschaftlichen Machtgruppen dominierte 
„interventionistische Wirtschaftsstaat“ hemme 
den wirtschaftlichen Wettbewerb und mache 
den bisherigen Regulator, das Preissystem, 
funktionsunfähig. Als Alternative zu einem 
von Interessentengruppen dominierten Staat 
fordern die Ordoliberalen einen starken, die 
Regeln des Wettbewerbs setzenden und über-
wachenden Staat. Legitimiert wird dieser star-
ke Staat nicht durch einen Rekurs auf die 
Schöpfungsordnung, das Volk oder einen Füh-
rer, sondern strikt funktional. Der starke Staat 
ist die Bedingung der Möglichkeit des Funkti-

 
16 W. Eucken, Staatliche Strukturwandlungen. 
17 Alexander Rüstow: Freie Wirtschaft – starker 
Staat. Die staatspolitischen Voraussetzungen des 
wirtschaftlichen Liberalismus, in: Franz Boese (Hg.), 
Deutschland und die Weltkrise. Verhandlungen des 
Vereins für Sozialpolitik in Dresden 1932, München 
und Leipzig 1932, S. 62-69. 
18 Walter Eucken: Religion – Wirtschaft – Staat. Zur 
Problematik des Gegenwartsmenschen, in: Die 
Tatwelt 8 (1932), S. 82-89.  
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onierens einer auf das Preissystem gegründe-
ten Wirtschaftsordnung. Keine Rolle spielte 
der Staat in Euckens Konzeption (die von 
Rüstow und Gestrich geteilt wurde) bei der 
Lösung der Lebens- und Sinnkrise des Ge-
genwartsmenschen. Die geistige Strömung der 
Gegenwart, die versuche „vom Staate her, 
durch Aufgehen des Einzelnen im Staat“ dem 
Leben wieder Sinn zu verleihen19, wird von 
Eucken scharf kritisiert. Sie lösche die freie 
Persönlichkeit aus und ordne das Individuum 
ganz dem „totalen Staat“ unter.20 Dem poli-
tisch-weltanschaulichen Liberalismus gehe es 
hingegen gerade darum, „die freie private 
Sphäre des Einzelnen auszuweiten und gegen 
Staatseingriffe zu schützen“.21 Den Sinnzu-
sammenhang des Lebens könne man nur als 
Individuum gewinnen – die autonomen Gebie-
te der modernen Kultur müssten „im Rahmen 
der eignen Persönlichkeit“ ineinandergefügt 
werden. Ausdrücklich warnte Eucken 1932 vor 
„revolutionären Führern“.  

Mit einem Verweis auf Hermann Hellers Auf-
satz „Autoritärer Liberalismus?“22 und die dort 
vorgetragenen Analysen zum Verhältnis Staat 
– Wirtschaft bezeichnen Haselbach und alle, 
die ihm folgen, und die meisten die Haselbach 
folgen, lesen nur Haselbach und nicht die Ori-
ginale – also weder Eucken, noch Böhm oder 
Rüstow, auch nicht Heller – das Konzept der 
Ordoliberalen als autoritären Liberalismus. 
Heller hebt als Charakteristikum dieses Libe-
ralismus tatsächlich den Rückzug des Staates 
aus der Wirtschaft hervor; dieser Rückzug 
bedeutet in Hellers Sicht aber den totalen 
Rückzug – d.h. die Wirtschaft könne funktio-
nieren wie sie wolle, und das führt nach Hel-
lers scharfsichtiger Analyse zur Bildung gro-
ßer Machtkörper. Und diese Machtkörper – 

 
19 Ebd., S. 85. 
20 Ebd., S. 87. 
21 Ebd. 
22 Die Neue Rundschau 1/1933, S. 289-298. 

Heller nennt Großbanken, Großindustrielle 
und Großagrarier – können auf die Subventi-
onspolitik des Staates setzen.23 Autoritär ist 
dieser Liberalismus, weil der Staat diese von 
ihm freie Wirtschaft gegen alle ihre Gegner, 
hier hat Heller vor allem die Arbeiterbewe-
gung im Blick, mit Mitteln der Gewalt und der 
staatlichen, die Massen lenkenden Kulturpoli-
tik schützt. Wer nur einen kurzen Blick in die 
1932er Texte von Eucken und Rüstow gewor-
fen hat, müsste sehen, dass es beiden ebenso 
wie Röpke und Böhm gerade darum ging, sol-
che Machtkörper aufzulösen und grundsätzlich 
zu verhindern und nicht noch mit Subventio-
nen künstlich am Leben zu erhalten. Außer-
dem lassen sich die Liberalen an keiner Stelle 
über die von Heller erwähnten Schutzfunktio-
nen des Staates aus. Ähnliche Analysen über 
das Verhältnis Staat – Wirtschaft (der Staat 
hält sich aus der Wirtschaft heraus und akzep-
tiere alle Konzentrationsprozesse wie Mono-
pole und Kartelle) legen Anfang der 1930er 
Jahre Hans Rosenberg24 und Autoren der 
„Zeitschrift für Sozialforschung“ (Herbert 
Marcuse, Friedrich Pollock, Kurt Baumann, 
Gerhard Meyer) vor. Und auch hier werden 
Liberalismus und autoritärer Staat in einen 
engen Zusammenhang gesehen – der autoritäre 
Liberalismus fordere eine „‚Ordnung‘ der 
Konkurrenz durch freiwilligen Zusammen-
schluss der Industrie“.25 

In der Diagnose sind sich die Ordoliberalen 
und die eben erwähnten Sozialisten einig 
(Strukturwandlungen des Kapitalismus von 
einem System der freien Konkurrenz zu kon-

 
23 Ebd., S. 296. 
24 Vgl. Ewald Grothe: Hans Rosenberg und die Ge-
schichte des deutschen Liberalismus. Seine unver-
öffentlichte Antrittsvorlesung vom Januar 1933, in: 
Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte 2014, H. 1,  
S. 109-138. 
25 Kurt Mandelbaum: Neue Literatur zur Planwirt-
schaft, in: Zeitschrift für Sozialforschung 4 (1935),  
S. 81-94, hier S. 81. 
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kurrenzaufhebenden Vermachtungsformen, 
Schutz dieser Vermachtungen durch einen 
Rückzug des Staates aus der Wirtschaft) – im 
Vorschlag zur Therapie unterscheiden sie sich. 
Während die o. g. Sozialisten, aber auch nicht-
marxistische sozialistische Ökonomen wie 
Eduard Heimann und Gerhard Colm, mit de-
nen Eucken, Röpke und Rüstow im engen 
Kontakt waren, für eine sozialistische Wirt-
schaftsordnung (ich lasse den Ausdruck so 
allgemein stehen) plädieren, suchen die Or-
doliberalen nach einer Ordnung, in denen die 
klassischen Prinzipien des Liberalismus gel-
ten, allerdings unter der Bedingung, dass die 
Freiheit der Wirtschaft nicht zur Aufhebung 
eben dieser Freiheit führt. 

 

Zweiter Abschnitt 

Wie reagierten die Ordoliberalen auf die 
Machtergreifung der Nationalsozialisten? 

Wilhelm Röpke und Alexander Rüstow emi-
grierten bereits 1933. Röpke hatte vor seiner 
Emigration in öffentlichen Vorträgen und auf 
der Trauerfeier für seinen Marburger Kollegen 
Walter Troeltsch den neuen Staat scharf ange-
griffen und wurde schon am 25. April 1933 
beurlaubt. Rüstow, der für einen Moment 
glaubte, dass die neuen Machthaber Schwerin-
dustrie und Großlandwirtschaft entmachten 
könnten, verließ Deutschland nach einer 
Hausdurchsuchung durch die Gestapo Mitte 
des Jahres.  

Franz Böhm lehnte mit dem Hinweis, dass er 
sich mit seinem opus nicht ans Dritte Reich 
anschließen möchte, den Vorschlag seines 
Doktorvaters Heinrich Hoeniger ab, seine Ha-
bilitationsschrift im Sinne der neuen politi-
schen und wirtschaftspolitischen Lage umzu-
arbeiten oder zumindest mit einem politisch 
angemessenen Vorwort zu versehen. Er stand 
voll hinter seiner Schwiegermutter Ricarda 
Huch, als diese in schärfster Form im Frühjahr 

1933 als national bewusste Patriotin die Frei-
heitsrechte aller in Deutschland Lebenden ver-
teidigte, den Antisemitismus verurteilte und 
aus der Akademie der Künste austrat. 

Walter Eucken widersetzte sich der Gleich-
schaltungspolitik in den Institutionen, in denen 
er tätig war: An der Freiburger Universität war 
er der Kopf des Protestes gegen die NS-
Gleichschaltung durch den neuen Rektor Mar-
tin Heidegger – dass Heidegger seine universi-
tären Gegner vor allem unter den Juristen und 
Ökonomen gesehen hat, zeigt ein Brief Hei-
deggers an Carl Schmitt, in dem er diesen bit-
tet, mit ihm zusammen in Freiburg die Rechts- 
und Staatswissenschaftliche Fakultät „von 
Innen her neu aufzubauen“.26 Zeitgenossen 
erinnerten sich an akademische Veranstaltun-
gen 1933 in Erfurt und Heidelberg, auf denen 
Eucken in aller Öffentlichkeit gegen das Re-
gime aufgetreten war.27 Versuche führender 
Köpfe des Euckenbundes, den Bund dem Na-
tionalsozialismus anzunähern, lehnte er scharf 
ab. 

Im Oktober 1933 schrieb Eucken in der vom 
Euckenbund herausgegebenen Zeitschrift „Die 
Tatwelt“: „Angst vor der Ratio, Geringschät-
zung des Denkens, Vertrauen auf andere Kräf-
te des Menschen sind wesentliche Kennzei-
chen der Epoche, in der wir leben. […] Die 
antirationalistische Haltung einzelner oder 
schmaler Bildungsschichten ist allmählich in 
breite Kreise gedrungen und beherrscht die 
heutige Zeit. Taten sind der Gegenwart wich-
tiger als Wahrheiten, Handeln wichtiger als 
Denken, Gefühl und Stimmung wichtiger als 

 
26 Edition und Kommentar zu dem Brief von Hei-
degger an Schmitt vom 22. 8. 1933 durch Reinhard 
Mehring, in: Merkur 67 (2013), H. 1, S. 73-78, hier  
S. 74. 
27 Nachweise bei Wendula Gräfin von 
Klinckowstroem: Walter Eucken. Eine biographische 
Skizze, in: Lüder Gerken (Hg.): Walter Eucken und 
sein Werk, Tübingen 2000, S. 87 f. 
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Vernunft. Denken ist liberal – meinte vor kur-
zer Zeit eine bekannte Persönlichkeit. Ange-
sichts der heutigen Haltung zum Liberalismus 
ist damit das entschiedenste Verdammungsur-
teil über das Denken gesprochen.“28 Dieser 
Verdammung des Denkens, der Relativierung 
der Wahrheit zugunsten „des Willens, des 
Körpers, der Natur“ setzte Eucken ein strikt 
theoretisches Werk entgegen, dessen methodo-
logischen Grundzüge er im engen Anschluss 
an Edmund Husserls Wissenschaftsideal 1934 
in der Einleitung zu den „Kapitaltheoretischen 
Untersuchungen“ präsentiert.29 Scharf polemi-
siert Eucken gegen alle Auffassungen, die Er-
kenntnis von bestimmten, nicht-allgemeinen 
Bedingungen abhängig zu machen – einem 
Klassenstandpunkt, dem Geist einer Zeit, dem 
Volksgeist, dem man, der genialen Intuition. 
Das Buch, von Fachkollegen geschätzt, brach-
te ihm einen Ruf an die Universität Leipzig ein 
– abgelehnt wurde Eucken, weil seine Auffas-
sungen „liberalistisch“ seien. Eucken blieb in 
Freiburg. 

 

Dritter Abschnitt 

Nach der Emigration von Rüstow, der endgül-
tigen Übersiedlung Böhms nach Freiburg und 
der Berufung des Juristen Hans Großmann-
Doerth an die Freiburger Universität verlagerte 
sich das organisatorische Zentrum des Ordoli-
beralismus 1933 von Berlin nach Freiburg. 
Eucken, Böhm und Großmann-Doerth ent-
deckten, dass sie sich unabhängig voneinander 
mit den gleichen wissenschaftlichen Proble-
men befassten. Sie richteten ihre speziellen 

 
28 Walter Eucken: (1933). Denken - Warum?, in: Die 
Tatwelt 9 (1933), Jg., Heft 10, S. 148-152, hier  
S. 148f. 
29 Walter Eucken: Kapitaltheoretische Untersu-
chungen. Mit einer Einleitung in die Sammlung: 
Was leistet die nationalökonomische Theorie?, Jena 
1934, S. 1-51. 

Forschungen auf „die Frage der privaten 
Macht in einer freien Gesellschaft“ aus und 
kamen von da „zu der Frage, wie die Ordnung 
einer freien Wirtschaft beschaffen“ sein müs-
se. Und Böhm, von dem die Zitate stammen, 
führt weiter aus: „Von da gelangt man zu der 
Frage, welche Typen und Möglichkeiten von 
Wirtschaftsordnungen es überhaupt gibt, wel-
che Rolle in ihnen jeweils die Macht spielt, 
und zwar die Macht der Regierung als auch die 
Macht von Privatpersonen und privaten Grup-
pen, und welche Ordnungsstörungen auftreten, 
wenn sich innerhalb des Staates und der Ge-
sellschaft eine andere Machtverteilung heraus-
bildet als diejenige, die dem jeweiligen Wirt-
schaftssystem ordnungskonform ist“.30 In den 
Gemeinschaftsseminaren von Eucken, Böhm 
und Großmann-Doerth begann die For-
schungs- und Lehrgemeinschaft, die schon 
bald als Freiburger Schule firmierte. Eucken 
und seine Kollegen betrieben den Schulaufbau 
mit strategischem Weitblick. Schon bald nach 
Beginn ihrer Zusammenarbeit fassten sie den 
Plan, die Schriftenreihe „Ordnung der Wirt-
schaft“ herauszugeben, in der die einzelnen 
Fragen des Zusammenhangs zwischen Wirt-
schaft, Recht und Staat monographisch unter-
sucht werden sollten. In dem von Eucken, 
Böhm und Großmann-Doerth unterzeichneten 
Manifest „Unsere Aufgabe“, das der Reihe als 
Einleitung vorangestellt wurde, entwickeln die 
Autoren ein neuartiges Forschungsprogramm 
für die Rechts- und Wirtschaftswissenschaf-

 
30 Franz Böhm: Die Forschungs- und Lehrgemein-
schaft zwischen Juristen und Volkswirten an der 
Universität Freiburg in den dreißiger und vierziger 
Jahren des 20. Jahrhunderts. Über das Recht der 
Ordnung der Wirtschaft, in: Hans Julius Wolf (Hg.): 
Aus der Geschichte der Rechts- und Staatswissen-
schaften zu Freiburg, Freiburg 1957, S. 95-113; wir 
zitieren nach dem Wiederabdruck in: Ernst-Joachim 
Mestmäcker (Hg.): Franz Böhm. Reden und Schrif-
ten, Karlsruhe 1960, S. 158-175, hier S. 162. 
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ten.31 Methodisch wandten sie sich gegen den 
Historismus und den Relativismus (gegen eine 
Wissenschaft, die zum „Trabanten“ wird), 
praktisch gegen eine von einzelwirtschaftli-
chen Interessen geleitete Wirtschaftspolitik 
und eine Zementierung wirtschaftlicher 
Machtgruppen. Die Einleitung kritisiert geisti-
ge Strömungen, die in der Ideologie des Nati-
onalsozialismus eine wichtige Rolle spielten, 
argumentiert gegen wirtschaftliche Machtbal-
lungen (Kartellpolitik des Nationalsozialis-
mus!) und plädiert für einen offenen Leis-
tungswettbewerb.  

Mitte der 1930er Jahre trat Eucken mit öffent-
lichen Vorlesungen und Streitgesprächen in 
Freiburg direkt und für alle Hörer offen er-
kennbar gegen den Subjektivismus und Irrati-
onalismus der nationalsozialistischen Wissen-
schaftsauffassung auf. 

Zum ordoliberalen Staatsverständnis im Zeit-
raum 1933 bis 1938 haben wir nur wenige 
Texte. Hans Großmann-Doerth ging in seiner 
Freiburger Antrittsvorlesung vom 11. Mai 
1933 auch auf den „neuen deutschen Staate“ 
ein; anders als etwa Eucken und Böhm erhoff-
te er sich von diesem Staat nicht nur eine „ge-
rechte und weise Rechtsordnung“, sondern 
auch eine „dem deutschen Volke“ „gerechte 
Lebensordnung“.32 

Auch Euckens Schüler Leonhard Miksch, der 
1937 mit der Monographie „Wettbewerb als 
Aufgabe“ einen sehr wichtigen Beitrag zur 
ordoliberalen Theoriebildung publizierte, ge-

 
31Franz Böhm / Walter Eucken / Hans Großmann-
Doerth: Unsere Aufgabe, in: Franz Böhm: Die Ord-
nung der Wirtschaft als geschichtliche Aufgabe 
und rechtsschöpferische Leistung, Stuttgart/Berlin 
1937, S. VII-XXI (Ordnung der Wirtschaft, Heft 1). 
32 Abgedruckt in: Uwe Blaurock / Nils Goldschmidt 
/ Alexander Hollerbach (Hg.): Das selbstgeschaffe-
ne Recht der Wirtschaft. Zum Gedenken an Hans 
Großmann-Doerth, Tübingen 2005, S. 77-96, hier  
S. 93f. 

hörte anders als Eucken Mitte der 1930er Jahre 
zu den Liberalen, die die Idee des starken 
Staates in der politischen Praxis des NS-
Regimes zumindest teilweise realisiert sahen 
und diese Idee aus ihrem wirtschaftspolitisch 
konturierten Kontext in allgemeine innen- und 
außenpolitische Zusammenhänge überführten.  

Von Eucken haben wir einen Brief an seine 
Mutter vom 28.3.1936, in dem er auf den Staat 
zu sprechen kommt.33 Eucken, eigentlich ein 
Hegel-Kritiker, verteidigt Hegel gegen Inter-
pretationen des Rechtsphilosophen Julius Bin-
der: „Hegel hatte eine sehr große, wohl über-
triebene Schätzung vor dem Staate. Ein Zu-
stand, in dem die Partei dem Staate befiehlt 
[Binder hatte das in einem Tatwelt-Aufsatz 
gerechtfertigt – U.D.],34 der Staat und der 
Staatsapparat also ein von der Partei abhängi-
ges Gebilde ist, entspricht nicht der Ansicht 
Hegels.“ Wenn man nun auf Euckens Aufsätze 
von 1932 schaut, dann wird deutlich, dass der 
neue Staat in seinen Augen, nicht anders als in 
der Weimarer Republik, zur Beute eines Inte-
ressentenhaufens geworden ist – und Euckens 
in Vorträgen und Aufsätzen geäußerte Kritik 
der Kartellpolitik des NS unterscheidet sich in 
ihrer Schärfe denn auch nicht von der Kritik 
der Weimarer Zustände.  

 

Ausklang 

Das Jahr 1938 – das letzte Jahr der Zwischen-
kriegszeit – markiert einen Einschnitt in die 
Geschichte des Ordoliberalismus. 

1. Die Ereignisse dieses Jahres (der An-
schluss Österreichs an Deutschland, das 
Münchner Abkommen und der anschlie-
ßende Einmarsch der Wehrmacht ins Sud-

 
33 Nachlass Rudolf Eucken V 12, Thüringer Universi-
täts- und Landesbibliothek Jena. 
34 Julius Binder: Philosophie und Staat, in: Die Tat-
welt 11 (1935), S. 169-186 und 12 (1936), S. 42-46. 
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entengebiet, vor allem aber die Pogrome 
vom November) führten bei den in 
Deutschland verbliebenen Ordoliberalen 
dazu, dass sie ihre politische Haltung 
grundsätzlich bestimmen mussten. Wäh-
rend sich Eucken und Böhm der Initiative 
der beiden Freiburger Nationalökonomen 
Constantin von Dietze und Adolf Lampe 
anschlossen und sich in einem Kreis orga-
nisierten, dessen Mitglieder nach und nach 
den Weg vom geistigen Widerstand gegen 
das Regime in den politischen Widerstand 
fanden (Freiburger Kreis), näherten sich 
andere „Freiburger“ dem Regime an. Mik-
sch wurde nach 1938 zunehmend zu einem 
Verfechter der nationalsozialistischen 
Großraumwirtschaft und gab bis 1941/42 
wichtige wirtschaftsliberale Prinzipien auf. 
Bei Großmann-Doerth führte das Staats-
verständnis, das wir oben skizziert haben, 
zu einer schleichenden Annäherung an an-
dere Elemente der nationalsozialistischen 
Ideologie. Aus einer bloßen Darstellung 
der Anti-Juden-Gesetzgebung als geltendes 
Recht in einem Handbuchbeitrag über das 
deutsche Wirtschaftsrecht wurde nach 
1938 die historische Erklärung, dass die 
Verwilderung des Wettbewerbs vornehm-
lich durch Juden herbeigeführt wurde.35 
Miksch wurde von Eucken, aber auch von 
Gestrich scharf kritisiert (Eucken 1941 in 
einem Brief: „Sie stecken tief im 

 
35 Vgl. dazu Walter Oswalt: Liberale Opposition 
gegen den NS-Staat. Zur Entwicklung von Walter 
Euckens Sozialtheorie, in: Nils Goldschmidt (Hrsg.): 
Wirtschaft, Politik und Freiheit. Freiburger Wirt-
schaftswissenschaftler und der Widerstand, Tübin-
gen 2005, S. 315-353, hier S. 317 f; Alexander  
Hollerbach: Hans Großmann-Doerth im Kontext der 
Freiburger Rechts- und Staatswissenschaftlichen 
Fakultät, in: Uwe Blaurock/Nils Gold-
schmidt/Alexander Hollerbach (Hrsg.): Das selbst-
geschaffene Recht der Wirtschaft. Zum Gedenken 
an Hans Großmann-Doerth, Tübingen 2005, S. 19-
43, hier S. 35 f. 

Sumpf“);36 zu Großmann-Doerth brach 
Eucken die wissenschaftlichen und persön-
lichen Beziehungen ab. 

2. An diesen Entwicklungen wird deutlich, 
dass es keine Deckungsgleichheit von 
Freiburger Schule (Ordoliberalismus) und 
Freiburger Kreis gab. Vor allem die Zu-
sammenarbeit Euckens und Böhms mit den 
Ökonomen Lampe und von Dietze sowie 
dem Historiker Gerhard Ritter (alle drei 
keine Vertreter des Wirtschaftsliberalis-
mus) im Widerstand führte dazu, dass in 
die Wortmeldungen des Freiburger Kreises 
zu Fragen der Wirtschaftsordnung auch 
nicht-liberale Auffassungen einflossen – 
diese Papiere, die dann in den späten 40er 
und frühen 50er Jahren eine starke Nach-
wirkung in der Bundesrepublik hatten, wa-
ren keine wissenschaftlichen oder wirt-
schaftspolitischen Grundsatzpapiere, son-
dern Kompromisspapiere des politischen 
Widerstands. 

3. Ab etwa 1938 orientierten sich die beiden 
Hauptvertreter des Ordoliberalismus im 
Exil – Rüstow und Röpke – anders als Eu-
cken stärker hin zu allgemeinen Fragen der 
Gemeinschafts- und Gesellschaftsordnung. 
Rein wirtschaftsliberale Positionen wurden 
dadurch mit gesellschaftspolitischen Ideen 
verbunden, die z. T. in den Traditionen ei-
nes vormodernen Konservatismus wurzel-
ten. Röpke bezeichnet diese Variante selbst 
als „soziologischen Liberalismus“.  

4. Für die weitere Entwicklung des modernen 
Wirtschaftsliberalismus war es sicher von 
Bedeutung, dass an der Tagung im August 
1938, auf der Gelehrte und Publizisten 
mehrerer Länder den Liberalismus neu be-
stimmen wollten, kein Ordoliberaler aus 

 
36 Leonhard Miksch: Tagebuch 1931-1945,  
Bl. 119 r., Privatbesitz Helga Serrano-Miksch. 
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Deutschland teilnahm. Eucken, Böhm und 
anderen wurde die Ausreise zum Colloque 
Walter Lippmann in Paris verweigert. Der 
Ordoliberalismus war nur durch die Emig-
ranten Röpke und Rüstow vertreten. Auf 
dieser Tagung wurde bereits der Riss spür-
bar, der dann elf Jahre später die zweite 
Tagung der Mont Pelerin Society prägen 
sollte – der Konflikt zwischen den „Altli-
beralen“ klassischer Laissez-faire Richtung 
um Ludwig von Mises und Friedrich Au-
gust von Hayek und den Ordoliberalen. 

5. Aber auch innerhalb des regimekritischen 
Ordoliberalismus lassen sich 1938/39 Ten-
denzen beobachten, die für seine weitere 
Entwicklung von Bedeutung sind. In Ta-
gebuchaufzeichnungen und Briefen kriti-
siert Eucken das für den Ordoliberalismus, 
aber auch für seine heutigen Kritiker (Ma-
now, Haselbach, Krohn, Seibel, Rüther 
etc.) so wichtige Buch von Franz Böhm 
„Die Ordnung der Wirtschaft als ge-
schichtliche Aufgabe und rechtsschöpferi-
sche Leistung“. Böhm präsentiert in dem 
Buch zwar eine grundlegende rechtliche 
Analyse der Wettbewerbsordnung, lässt in 
mehreren Abschnitten aber auch anklin-
gen, dass eine aus freier Marktwirtschaft 
und autoritär geführter Wirtschaft kombi-
nierte Wirtschaftsverfassung nicht nur 
zeitbedingt, sondern prinzipiell möglich 
und sogar produktiv sein könnte.37 (s. vor 
allem S. 60 f., 75-77, 79 f., 81-83, 86 f.). 
Eucken kritisierte bei aller Wertschätzung 
der wirtschaftsrechtlichen Analysen 
Böhms dessen Argumente für eine kombi-
nierte Wirtschaftsverfassung. Eucken wird 
1940 in den „Grundlagen der Nationalöko-
nomie“ den grundlegenden Unterschied 
zwischen beiden Ordnungsprinzipien beto-

 
37 Vgl. F. Böhm, Ordnung der Wirtschaft, S. 60 f., 
75-77, 79 f., 81-83, 86 f. 

nen.38 Im Tagebuch heißt es, dass Böhm 
„zu viel vom N.S. spricht“.39 Und in Brie-
fen erinnert Eucken den Freund daran, dass 
es ihr Aufgabe sei, eine funktionsfähige 
Dauerordnung zu finden und nicht zeitbe-
dingte Zwischenordnungen zu kommentie-
ren. Die neue Ausrichtung auf der Suche 
nach einer Dauerordnung führte in Frei-
burg – in der Freiburger Schule und im 
Freiburger Kreis – zu einer Besinnung auf 
eine naturrechtliche Basis dieser Ordnung. 
Man hoffte, den Ansprüchen des totalitären 
Staates naturrechtlich begegnen zu können. 
Außerdem begannen Eucken und Böhm, 
das Verhältnis Freiheit – Ordnung neu zu 
bedenken. Plädierten beide 1937/38 im 
Zweifelsfall (Konflikt zwischen Freiheit 
und Ordnung) für die Priorität der Ordnung 
– in Böhms Buch wird das an vielen Stel-
len deutlich –,40 so setzte bei ihnen nach 
1939 ein neues Freiheitsdenken ein. Eu-
ckens Manuskripte der Jahre 1940-1945 
sind voll von Notizen zum Thema Frei-
heit41 – Freiheit wird für Eucken nun zu 
einer unbedingten Grundlage einer funkti-
onsfähigen und menschenwürdigen Ord-
nung. Schon Ende 1941 forderte Eucken in 
einem öffentlichen Vortrag, dass es das 
Ziel der zukünftigen Ordnung sein müsse, 
„die unabdingbaren Freiheitsrechte der 
Menschen“ zu wahren.42 Mit diesem Zitat 

 
38 Vgl. W. Eucken, Grundlagen. 
39 Walter Eucken: Tagebucheintrag vom 9.5.1937, 
zit. nach Niels Hansen: Franz Böhm mit Ricarda 
Huch. Zwei wahre Patrioten, Düsseldorf 2009, S. 78. 
40 Vgl. F. Böhm, Ordnung der Wirtschaft. 
41 Materialsammlungen. Vorarbeiten zu den 
„Grundsätzen der Wirtschaftspolitik“, Nachlass 
Walter Eucken, Thüringer Universitäts- und Lan-
desbibliothek Jena. 
42 Walter Eucken: Wettbewerb als Grundprinzip der 
Wirtschaftsverfassung. Referat bei der Arbeitsge-
meinschaft Preispolitik, in: Günter Schmölders 
(Hg.): Der Wettbewerb als Mittel volkswirtschaftli-
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haben wir die Zwischenkriegszeit verlas-
sen und schon ein neues Kapitel in der Ge-
schichte des Ordoliberalismus aufgeschla-
gen.  
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